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Abschrift 


An den 

Vorsitzenden des Vermittlungsausschusses 
des Deutschen Bundestages und des Bundesrates 
Herrn Ministerpräsident Dr. h. c, Dr. e. h. Zinn 

Bonn 


Ich beehre mich mitzuteilen, daß der Bundesrat in seiner 
284, Sitzung am 11. Juni 1965 beschlossen hat, hinsichtlich des 
vom Deutschen Bundestag am 25. Mai 1965 verabschiedeten 

Gesetzes zur Änderung des Länderfinanzaus- 
gleichsgesetzes 1961 

— Drucksachen IV/3396, lV/3452, IV/3463 — 

zu verlangen, daß der Vermittlungsausschuß gemäß Artikel 77 
Abs. 2 des Grundgesetzes aus den in der Anlage angegebenen 
Gründen einberufen wird. 


Diederichs 

Vizepräsident 


Bonn, den 11. Juni 1965 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Vorstehende Abschrift wird mit Bezug auf das dortige Schreiben 
vom 26. Mai 1965 mit der Bitte um Kenntnisnahme übersandt. 


Diederichs 

Vizepräsident 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckorei, 53 Bonn 
Alleinvertrieb; Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 



Drucksache IV/3535 


Deutscher Bundestag — 4. Wahlperiode 


Anlage 


Gründe für die Einberufung des Vermittlungsausschusses 
zum Gesetz zur Änderung des Länderfinanzausgleichsgesetzes 

1961 


1. In § 1 Nr. 1 des Gesetzes wird die Zahl 
„35 000 000 DM" ersetzt durch die Zahl 
„17 500 000 DM". 

2. Der § 1 des Gesetzes wird um folgende Num- 
mer 3 ergänzt: 

3. Nach § 11 wird der folgende § 11 a eingefügt: 
»§ 11a 

Ergänzungszuweisung 

(1) Der Bund gewährt dem Saarland in den 
Ausgleichsjahren 1965 bis 1969 eine jährliche 
Ergänzungszuweisung (Artikel 107 Abs. 2 
Satz 3 GG) in Höhe von 17 500 000 DM. 

(2) Diese Ergänzungszuweisung ist in 
gleichhohen Teilbeträgen zum Ende eines 
jeden Kalendervierteljahres zu überweisen." 

Begründung 

Der Bundesrat begrüßt, daß die Bundesregierung 
im Interesse einer Beschleunigung und Verein- 
fachung des Gesetzgebungsverfahrens im wesent- 
lichen den Änderungsvorschlägen des Bundes- 
rates im 1. Durchgang des Gesetzes am 30. April 
1965 gefolgt ist. Der Ablehnung der Herabset- 
zung des Betrages für die Abgeltung von Sonder- 
belastungen von 35 000 000 DM auf 17 500 000 
DM sowie der Gewährung einer Ergänzungszu- 
weisung in Höhe von 17 500 000 DM aus Mitteln 


des Bundes (Artikel 107 Abs. 2 Satz 3 GG) ver- 
mag der Bundesrat jedoch nicht zu folgen. Er ist 
nach wie vor der Auffassung, daß hinsichtlich der 
dem Saarland zu gewährenden Hilfe ein klassi- 
scher Fall einer solidarischen Hilfe durch Bund 
und Länder vorliegt. 

Der Bundesrat ist im Gegensatz zur Auffassung 
der Bundesregierung der Meinung, daß mit der 
Einführung einer Ergänzungszuweisung des Bun- 
des nach Artikel 107 Abs. 2 Satz 3 GG kein ver- 
fassungs- und finanzpolitisches Präjudiz geschaf- 
fen wird. Der von einem anderen Bundesland vor- 
gelegte Gesetzesvorschlag, unter bestimmten 
Voraussetzungen allgemein Ergänzungszuweisun- 
gen zu gewähren, geht in seiner Begründung von 
völlig anderen Voraussetzungen aus. 

Der Bundesrat hat aus wohlüberlegten Gründen 
in seinem Gesetzesvorschlag vom 30. April 1965 
auf die besonderen Schwierigkeiten des Saar- 
landes hingewiesen, die sich aus der Loslösung 
vom französischen Wirtschaftsgebiet und den 
Schwierigkeiten der Eingliederung in das deut- 
sche Wirtschaftsgebiet ergeben haben und noch 
ergeben. Das sind Faktoren einmaliger Art, die 
in anderen Bundesländern nicht auftreten kön- 
nen. Diese Auffassung ist auch von der Bundes- 
regierung in ihrer Stellungnahme weder zurück- 
gewiesen noch widerlegt worden. Im übrigen ist 
der Bundesrat der Meinung, daß auch die zeit- 
liche Begrenzung der Gewährung einer Ergän- 
zungszuweisung auf 5 Jahre gegen den Hinweis 
auf ein Präjudiz spricht. 
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